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ſichere und verzinsliche Anlage ihrer Erſparniſſe und Gelder zu ge —

währen , nur dieſe konnten als Darleiher angenommen werden “ . Die

Geldanlagen , welche nicht unter 10 und nicht über 100 fl. betragen

durften , konnten an jedem Werktag vormittags in dem Leihhausbureau

aufgegeben und ohne vorhergegangene Kündigung wieder zurückgenom⸗
men werden . Die Anlagen wurden mit 4½ Procent verzinſt , doch

wurde ſpäter der Zinsfuß auf 4 Procent herabgeſetzt . Den Dar —

leihern ſtand frei , die Zinſen bis zur Zurücknahme des Kapitals

unerhoben ſtehen zu laſſen . Über den guten Fortgang dieſer Anſtalt

gibt eine Veröffentlichung aus dem Jahre 1826 in überſichtlicher

Form Auskunft . Danach bewegten ſich in den Jahren 1822 bis

1826 die jährlich angelegten Kapitalien zwiſchen 10 994 und 41325 fl. ,

die zurückgezogenen Beiträge zwiſchen 5060 und 22 600 fl. und der

Kapitalſtock je auf 31 . Dezember dieſer Jahre zwiſchen 13 637 und

59915 fl.

Kranken - und Sterbekaſſen⸗Geſellſchaften .
Wenn auch nicht im ſtrengſten Sinne des Wortes für Arme be —

ſtimmt , war doch auch die im Jahre 1828 gegründete Kranken —

kaſſe - Geſellſchaft zu dem Zwecke in ' s Leben gerufen , minder

bemittelten Perſonen im Erkrankungsfalle eine erwünſchte Hilfe zur

Beſtreitung der Krankheitskoſten zu ſichern . Neben einer mäßigen ,

nach dem Lebensalter der Mitglieder abgeſtuften Aufnahmegebühr

war ein ordentlicher Beitrag von vierteljährlich 45 Kreuzer zu ent —

richten , wogegen die Entſchädigung bei Erkrankungen für die erſten

13 Wochen je 5 fl., von da an je 3 und bei einer die Dauer eines

Jahres überſchreitenden Krankheit je 1 fl. 30 kr . für die Woche

betrun . Am 17 . März 1829 fand die erſte Generalverſammlung

ſtatt , bei welcher der meiſt aus Beamten beſtehende Vorſtand ge —

wählt wurde .

Wohl ebenfalls im Intereſſe minder bemittelter Perſonen war

ſchon im Auguſt 1825 eine Privat⸗Sterbekaſſe - Geſell —
ſchaft gegründet worden , welche den Hinterbliebenen verſtorbener

Geſellſchaftsmitglieder eine gewiſſe Barſchaft zu ſichern beabſichtigte .

Außer dem Eintrittsgeld von 1 fl. hatte jedes Mitglied bei jedem

Todesfall eines Mitglieds , wenn dabei ein Beneficium ( wofür als

Höchſtbetrag 300 fl. angeſetzt war ) fällig wurde , 1 fl. zu entrichten .
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Die erſte Verſammlung der Mitglieder dieſer Geſellſchaft fand am

12 . Auguſt 1825 ſtatt und wählte den Miniſterialſekretär Lepique
zum Vorſtand . Der Ausſchuß beſtand aus ſogenannten Balleibeamten

und Bürgern .

Das Geſinde .

Im Januar 1812 wurde das Geſinderegiſter revidiert und an —

geordnet , daß alle Dienſtboten , welche am Weihnachtsziel ihren Dienſt
nicht gewechſelt hatten oder neu eingetreten waren , auf der Polizei
zu erſcheinen haben , um ſich durch Meldeſcheine , Atteſte und Päſſe
zu legitimieren . Wer keine ſolchen Papiere beſaß und ſie nicht binnen

6 Wochen beibrachte , wurde am nächſten Ziel ( Oſtern ) ausgewieſen .
Im Juni des gleichen Jahres wurde den Dienſtherrſchaften auferlegt ,
wenn ſie Dienſtboten zwiſchen zwei Zielen entließen , am gleichen
Tage Anzeige zu erſtatten bei Strafe von 3 Reichsthalern . Im

April 1815 wurde von der Polizeidirektion verfügt , daß auf Be⸗

gehren einer Dienſtherrſchaft deren ungehorſame oder widerſpänſtige
Dienſtboten ſogleich und ohne weitere Verhandlungen abgeholt und

auf 24 Stunden , nach Befinden auch auf längere Zeit eingeſperrt
werden ſollen . Bei dem Erſuchen hatte die Dienſtherrſchaft für
Turmgebühr und Atzungskoſten jedesmal 28 Kreuzer zu entrichten .
Während der Arreſtzeit mußte der eingeſperrte Dienſtbote zum Vorteil

der Dienſtherrſchaft ſtricken , nähen oder ſpinnen , wozu dieſe das

Material zu ſtellen hatte .
Das Dienſtboteninſtitut , deſſen Zweck die unentgeltliche

Verpflegung der Dienſtboten im Hoſpital war , arbeitete — wie eine

Veröffentlichung vom Jahre 1813 beſagte — mit einem Deſficit ,
woran die geſtiegenen Preiſe der Arzeneien und die erhöhten Ver —

pflegungsbeiträge die Schuld trugen . Das Abonnement der Dienſt —
herrſchaften wurde daher 1813 von 1 fl. auf 1 fl. 20 kr . und ein

Jahr ſpäter auf 2 fl. 40 kr . für jeden Dienſtboten erhöht ; ſpäter
wurde es wieder auf 2 fl. herabgeſetzt . Im Jahre 1822 betrug die

Zahl der eingezeichneten Dienſtboten 988 , 1826 : 1360 , 1829

aber 1596 .

Geſundheitspolizei .
Von jeher ließen es ſich die Karlsruher Behörden angelegen

ſein, nicht nur für einen guten Geſundheitszuſtand der Reſidenzſtadt
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